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Liebe Bürgerinnen,  

liebe Bürger,

nach ausgesprochen kurzen aber intensiven Bera-

tungen sind die Koalitionsverhandlungen zwi-

schen CDU/CSU und SPD an diesem Mittwoch zu 

Ende gegangen – mit einem inhaltlich gutem, bei 

der Ministerienverteilung aber eher durchwachse-

nem Ergebnis. Wir wussten, dass es höchste Zeit 

wurde. Deutschland muss und will wieder als ver-

lässlicher Ansprechpartner für unsere Freunde 

und Partner im Ausland zur Verfügung stehen. Die 

nun erfolgte Einigung erhöht nun die Wahrschein-

lichkeit, dass es bald wieder eine stabile und hand-

lungsfähige Bundesregierung geben wird. Das ist 

eine gute Nachricht. Die letzte verbliebene  Hürde 

ist der Mitgliederentscheid der SPD. 

Ich möchte die Gelegenheit dazu nutzen, Ihnen in 

diesem Brief aus Berlin die wichtigsten Ergebnisse 

der Koalitionsverhandlungen vorzustellen sowie 

Ihnen einen möglichst kurzen und kompakten 

Überblick über die 177 Seiten zu verschaffen. Der 

Titel des Koalitionsvertrages „Ein neuer Aufbruch 

für Europa. Eine neue Dynamik für Deutschland. 

Ein neuer Zusammenhalt für unser Land“ steht da-

bei für die notwendige Modernisierung Deutsch-

lands in den Bereichen der Digitalisierung, der Bil-

dungspolitik, aber auch in den Bereichen der inne-

ren, äußeren und sozialen Sicherheit. 

Des Weiteren möchte ich in diesem Brief aus Berlin 

über die vergangene Sitzungswoche berichten, in 

der die Konstituierungen der Arbeitsgruppen und 

Ausschüsse stattfanden. Ich wurde als ordentliches 

Mitglied in den Auswärtigen Ausschuss berufen. 

Meine Zuständigkeiten in dem Bereich werden 

zwar erst in den kommenden Wochen feststehen, 

aber ich freue mich schon jetzt sehr auf meine neue 

Tätigkeit. Stellvertretendes Mitglied bin ich im 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Ju-

gend. 

Auch in diesem Brief bekommen Sie wieder zahl-

reiche inhaltliche und bildhafte Eindrücke der Sit-

zungswoche. So sind erneut der Familiennachzug 

für subsidiär Schutzberechtigte, der Jahreswirt-

schaftsbericht, der Rückgang der chronischen Ar-

beitslosigkeit sowie Pflege Thema.  

Abgesehen von der inhaltlichen Parlamentsarbeit 

stand die vergangene Sitzungswoche ganz im Zei-

chen des Gedenkens. Im Deutschen Bundestag 

fand wie jedes Jahr die zentrale Gedenkstunde für 

die Opfer des Nationalsozialismus statt. Am 27. Ja-

nuar vor 73 Jahren wurde das Konzentrationslager 

Auschwitz-Birkenau befreit. Wir alle tragen Ver-

antwortung für das Aufrechterhalten dieses Geden-

kens an die Millionen von Opfern und dafür, dass 

sich diese Geschichte des Hasses, Ausgrenzens 

und Vernichtens nicht wiederholt. 

Ich wünsche Ihnen eine informative Lektüre. 

Herzliche Grüße 

Ihr 
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Ende der Verhandlungen: 

Der Koalitionsvertrag steht 

us Sicht der Union ist die Verteilung der 

Ministerien zweifellos nicht zufriedenstel-

lend. Vor allem der Verlust des Finanzmi-

nisteriums wiegt schwer. Dennoch freue ich mich, 

dass das wichtige Wirtschaftsministerium künftig 

von der Union besetzt wird. Am Ende kommt es 

aber auch vorwiegend auf die Inhalte und nicht auf 

die Posten an. Viele Herzensanliegen von CDU/CSU 

haben Eingang in den Vertrag gefunden.  

Ich möchte Ihnen daher im Folgenden möglichst 

knapp die wichtigsten Vorstellungen der Koalition 

aus dem Koalitionsvertrag aufzeigen – immer unter 

dem Vorbehalt, dass die Mitglieder der SPD und der 

Parteitag der CDU für die Koalition aus Union und 

SPD stimmen werden. 

Familien und Kinder im Mittelpunkt 

• Erhöhung Kindergeld um 25 Euro pro Monat 

und Kind und entsprechende Anpassung Kin-

derfreibetrag. 

• Mehr Geld für Kitaausbau, Entlastung von El-

tern bei den Gebühren bis hin zur Gebühren-

freiheit. Steigerung der Qualität in der Kinder-

betreuung. Einführung Rechtsanspruch auf 

Ganztagsbetreuung im Grundschulalter bis 

2025. 

• Erhöhung und leichtere Beantragung Kinder-

zuschlag. Aufstockung Schulstarterpaket. 

• Verankerung Kinderrechte im Grundgesetz. 

Offensive für Bildung, Forschung und Digitalisie-

rung 

• 2 Milliarden Euro für Ausbau Ganztagsschul- 

und Betreuungsangebote. Digitalpakt Schule 

mit 5 Milliarden in fünf Jahren für starke Digi-

tal-Infrastruktur an allen Schulen. Anpassung 

der Rechtsgrundlage im Grundgesetz als Vo-

raussetzung, um Länder bei Investitionen in 

die Bildungsinfrastruktur unterstützen zu kön-

nen. 

• Modernisierung Berufsbildungspakt. Bessere 

Leistungen durch Aufstiegs-BAföG. Höhere 

Zuschüsse für Techniker, Meister und Fach-

wirte. Einführung einer Mindestausbildungs-

vergütung. Ausbildungsberufe werden moder-

nisiert. 

• Verstetigung Hochschulpakt. Deutliche Ver-

besserung und Ausbau BAföG. 

• Ziel von 3,5 Prozent des Bruttoinlandspro-

dukts für Forschung und Entwicklung bis 

2025. Pakt für Forschung und Innovation mit 

mehr Mitteln für Forschungsorganisationen. 

Weiterentwicklung High-Tech-Strategie. 

• 10 bis 12 Milliarden Euro für flächendeckende 

Glasfaser-Netze. Beseitigung bestehender 

Funklöcher. Vorreiterrolle beim Aufbau des 

Echtzeit-Mobilfunkstandards 5G. Freies 

WLAN an allen öffentlichen Einrichtungen, 

Zügen und Bahnhöfen der Deutschen Bahn. 

• Digitales Bürgerportal für Bürger und Unter-

nehmen, das praktisch alle Verwaltungs-

dienstleistungen elektronisch verfügbar 

macht. Prinzip „Digital First“: Vorrang digita-

ler Verwaltungsleistungen vor Notwendigkeit 

zu persönlichem Erscheinen oder Schriftform. 

• Entwicklung Nationaler Weiterbildungsstrate-

gie mit Sozialpartnern, die Antworten auf di-

gitalen Wandel der Arbeitswelt gibt. Rechtli-

cher Rahmen für mobiles Arbeiten. Sicherstel-

lung des Beschäftigtendatenschutzes. 

A
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• Unterstützung junger, innovativer Unterneh-

men in der Wachstumsphase. Fonds für Ga-

mes-Förderung. Bereitstellung von mehr Open 

Data.  

Gute Arbeit, breite Entlastung und soziale Teilhabe 

sichern 

• Ziel der Vollbeschäftigung und Abbau von 

Langzeitarbeitslosigkeit. 4 Milliarden Euro zu-

sätzlich für neue Chancen in einem sozialen 

Arbeitsmarkt für langzeitarbeitslose Bürgerin-

nen und Bürger. 

• Stärkere Ausrichtung Allianz für Aus- und 

Weiterbildung auf digitale Fort- und Weiterbil-

dung. Recht auf Weiterbildungsberatung bei 

der Bundesagentur für Arbeit. Initiativrecht für 

Betriebsräte für Weiterbildung wird gestärkt. 

• Möglichkeiten der befristeten Beschäftigung 

werden reduziert. Endlose Kettenbefristungen 

werden abgeschafft. 

• Neuer Anspruch in Unternehmen mit mehr als 

45 Mitarbeitern, nach Teilzeitphase wieder zur 

früheren Arbeitszeit zurückzukehren.  

• Abschaffung Solidaritätszuschlag in einem 

deutlichen ersten Schritt für rund 90 Prozent 

der Soli-Zahler durch Freigrenze. Keine Erhö-

hung der Steuerbelastung der Bürger. Wieder-

herstellung der Parität in der Krankenversiche-

rung. Senkung des Beitrags zur Arbeitslosen-

versicherung um 0,3 Prozentpunkte. Entlas-

tung Geringverdiener bei Sozialbeiträgen. 

Erfolgreiche Wirtschaft für den Wohlstand von 

morgen 

• Gigabit-Anschlüsse für alle Gewerbegebiete. 

Innovationsprogramm „Digitalisierung des 

Mittelstands“. Bürokratieabbau u. a. durch 1:1-

Umsetzung von EU-Vorgaben, Vereinheitli-

chung von Schwellenwerten und „One-in-one-

out“ auch auf europäischer Ebene. 

• Strategische Industrie- und Innovationspoli-

tik. Ausbau der Industrie 4.0-Aktivitäten. Un-

terstützung von Schlüsseltechnologien, insbe-

sondere Luft- und Raumfahrt, Maritime Wirt-

schaft, Mikroelektronik, Batteriezellfertigung, 

Leichtbau, neue Werkstoffe. 

• Steuerliche Forschungsförderung insbeson-

dere für forschende kleine und mittelgroße Un-

ternehmen. Allianz für schnelleren Transfer 

von Forschungsergebnissen in marktfähige 

Produkte. 

• Moderne und faire Freihandelsabkommen mit 

Drittstaaten abschließen. Transatlantische 

Wirtschaftsbeziehungen vertiefen. Schnelle 

Vollendung des digitalen Binnenmarkts. 

• Abbau finanzieller Hürden beim Berufsein-

stieg („Aufstiegs-BAföG“). Erstattung von bei 

der Meisterprüfung angefallenen Gebühren 

ganz oder teilweise („Meisterbonus“). 

• Steuerliche Anreize für Mobilisierung von 

Wagniskapital. Umsatzsteuerbefreiung in den 

ersten beiden Jahren nach Gründung. Entbüro-

kratisierung durch „One-Stop-Shop“ für An-

trags-, Genehmigungs- und Besteuerungsver-

fahren.  

Finanzen und Steuern 

• Ziel weiterhin ausgeglichener Haushalt – 

keine neuen Schulden. Keine Erhöhung der 

Steuerbelastung der Bürgerinnen und Bürger. 

• Abschaffung Solidaritätszuschlag in einem 

deutlichen ersten Schritt für rund 90 Prozent 

der Soli-Zahler durch Freigrenze. 

• Deutsch-französische Initiative für gemein-

same Bemessungsgrundlage und Mindeststeu-

ersätze bei Körperschaftsteuer. 

• Gerechte Besteuerung von Internetkonzernen. 

Verhinderung von Steuerhinterziehung durch 

Schließung von Steuerschlupflöchern und 

Steueroasen. 

• Attraktive Rahmenbedingungen und Vorreiter-

rolle bei FinTech. Lehre aus Finanzmarktkrise 

ziehen: Überprüfung und Überarbeitung von 

Regulierungsmaßnahmen; kein Finanzmarkt-

akteur, kein Finanzprodukt und kein Markt 

soll in Zukunft ohne angemessene Regulierung 

bleiben. Neue internationale Initiative zur Auf-

sicht über Hedgefonds und Schattenbanken. 

Energie 

• Zielstrebiger, effizienter, netzsynchroner und 

zunehmend marktorientierter Ausbau der Er-

neuerbaren Energien. Unter diesen Vorausset-

zungen: Steigerung des Anteils Erneuerbarer 

Energien auf 65 Prozent bis 2030. Modernisie-

rung der Stromnetze. 

• Stärkere Berücksichtigung des Naturschutzes 

und berechtigter Bürgerinteressen, u. a. durch 

mehr Erdverkabelung. Sicherung der Akteurs-

vielfalt. Beteiligung Standortgemeinden an 

Wertschöpfung. Gewährleistung der Wettbe-

werbsfähigkeit energieintensiver Industrien.  

Verkehr

• Fortsetzung des Investitionshochlaufs für die 

Infrastruktur. Planungsbeschleunigungsgesetz, 

u. a. zur Vereinfachung von Verfahren und Di-

gitalisierung von Planen und Bauen. Eine zu-

sätzliche Milliarde für den regionalen Verkehr 

(GVFG). Mehr Investitionen in den Lärm-

schutz der Bürgerinnen und Bürger. Stärkung 

Schiene mit Schienenpakt 2030 und Elektrifi-

zierung von 70 Prozent des Schienennetzes bis 

2025.  
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• Entwicklung bundesweites eTicket im ÖPNV. 

Einrichtung neuer Digitaler Testfelder für au-

tomatisiertes Fahren. Rechtliche Vorausset-

zungen für Erprobung und Weiterentwicklung 

des autonomen Fahrens auf allen Verkehrsträ-

gern. Öffnung Rechtsrahmen für neue Mobili-

tätsangebote wie Fahrgemeinschaften (Ride 

Pooling) mit Steuerungsmöglichkeiten durch 

die Kommunen. 

• Anreize für emissionsarme Mobilität (pau-

schale Dienstwagenbesteuerung von 0,5 Pro-

zent für E-Fahrzeuge). Stärkung sauberer 

ÖPNV. Förderung von Carsharing und alterna-

tiven Antrieben. Investitionen in Elektromobi-

lität, u. a. in Wasserstoff- und Brennstoffzelle. 

Unterstützung Batteriezellproduktion in 

Deutschland. Aufbau Ladeinfrastruktur mit 

100 000 Ladepunkten bis 2020. 

Landwirtschaft 

• Klares Bekenntnis zur bäuerlichen und regio-

nal verwurzelten Landwirtschaft. Bundeswei-

tes Gentechnikanbau-Verbot. Ausbau des Öko-

landbaus. Nutzung der Potenziale der Digitali-

sierung. Weiterentwicklung und Entbürokrati-

sierung der Gemeinsamen Europäischen Ag-

rarpolitik (GAP). 

• Weiterentwicklung Nutztierstrategie unter Be-

achtung von Tier- und Umweltschutz, Qualität 

und Marktorientierung. Einführung Tierwohl-

label. Förderung besserer Haltungsbedingun-

gen. 

• Erhaltung der Vielfalt von Erzeugern und 

hochwertigen Lebensmitteln. Mehr Transpa-

renz und Information über Nährwerte und In-

haltsstoffe. Eindämmung Lebensmittelver-

schwendung.  

Soziale Sicherheit gerecht und verlässlich gestalten  

• Absicherung der gesetzlichen Rente auf heuti-

gem Niveau von 48 Prozent bis zum Jahr 2025. 

Haltelinie beim Beitragssatz von 20 Prozent. 

Einsetzung einer Rentenkommission zur lang-

fristigen Stabilisierung von Beiträgen und Ni-

veau der Rente für die Zeit nach 2025. 

• Einführung einer Grundrente 10 Prozent über 

der Grundsicherung für alle, die ein Leben 

lang gearbeitet haben, unter Einbeziehung von 

Kindererziehungs- und Pflegezeiten. Bessere 

Verschonungsregel für selbstgenutztes Wohn-

eigentum. Bessere Anerkennung von Erzie-

hungszeiten durch Mütterrente II. Verbesse-

rungen bei der Erwerbsminderungsrente. Ein-

beziehung von Selbständigen in die gesetzli-

che Rentenversicherung mit Opt-out-Lösung 

und Altersvorsorgepflicht. 

• Investitionen in Ausbau der Barrierefreiheit im 

öffentlichen Raum und allen Bereichen des 

Alltags. 

• Sofortprogramm Pflege mit 8000 neuen Fach-

kraftstellen und besserer Bezahlung. „Konzer-

tierte Aktion Pflege“ mit besserem Personal-

schlüssel und Ausbildungsoffensive für Pfle-

gerinnen und Pfleger. Abbau finanzieller Aus-

bildungshürden bei der Pflegeausbildung. Un-

terstützung von Kindern pflegebedürftiger El-

tern: Kein Rückgriff auf Einkommen bis 100 

000 Euro im Jahr. Stärkung ambulante Alten- 

und Krankenpflege im ländlichen Raum.  

• Wiederherstellung Parität bei den Beiträgen 

zur Gesetzlichen Krankenversicherung. Ab 1. 

Januar 2019 werden Beiträge zur Krankenver-

sicherung wieder in gleichem Maße von Ar-

beitgebern und Beschäftigten geleistet. 

• Mehr Investitionen in Krankenhäuser. Mehr 

Medizinstudienplätze und Landarztquote. Ab-

schaffung Schulgeld für alle Gesundheitsbe-

rufe. Förderung Telemedizin. Einführung 

elektronische Patientenakte bis 2021. Nationa-

les Gesundheitsportal für schnelle und verläss-

liche Information zu medizinischen Fragen. 

• Festzuschüsse für Zahnersatz werden erhöht. 

Sprechstundenangebot wird verbessert. Ärz-

tinnen und Ärzte, die in wirtschaftlich schwa-

chen und unterversorgten ländlichen Räumen 

praktizieren, werden über regionale Zuschläge 

besonders unterstützt. Sowohl die ambulante 

Honorarordnung in der Gesetzlichen Kranken-

versicherung (EBM), als auch die Gebühren-

ordnung der Privaten Krankenversicherung 

(GOÄ) müssen reformiert werden. 

• Einsatz für Verbot des Versandhandels mit ver-

schreibungspflichtigen Arzneimitteln. 

Zuwanderung steuern, Integration fordern und un-

terstützen 

• Grundrecht auf Asyl wird nicht angetastet. Be-

kenntnis zur Genfer Flüchtlingskonvention, zu 

den aus dem Recht der EU resultierenden Ver-

pflichtungen, zur Bearbeitung jedes Asylan-

trags sowie zur UN-Kinderrechtskonvention 

und zur Europäischen Menschenrechtskon-

vention. 

• Deshalb Anstrengungen zu angemessener 

Steuerung und Begrenzung von Migrationsbe-

wegungen, unter anderem Verbesserungen bei 

der Entwicklungszusammenarbeit, Ausbau 

humanitäres Engagement, Ausweitung Enga-

gement Friedensmissionen, faire Handelsab-

kommen, verstärkter Klimaschutz und keine 

Rüstungsexporte in Krisenregionen. 

• Wir stellen für die Zuwanderungszahlen fest, 

dass sie basierend auf den Erfahrungen der 
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letzten 20 Jahre sowie mit Blick auf die verein-

barten Maßnahmen und den unmittelbar steu-

erbaren Teil der Zuwanderung die Spanne von 

jährlich 180 000 bis 220 000 nicht übersteigen 

werden. 

• Klare Regeln für Familiennachzug und Härte-

fallregelung. Fluchtursachenbekämpfung in 

Entwicklungszusammenarbeit. Erweiterung 

der Liste der sicheren Herkunftsstaaten. Wirk-

samer Schutz der Binnengrenzen und Ausbau 

der europäischen Grenz- und Küstenwache 

(Frontex) zu einer echten europäischen Grenz-

schutzpolizei. 

• Schaffung von Aufnahme-, Entscheidungs- 

und Rückführungseinrichtungen für die Be-

schleunigung von Asylverfahren. Unabhän-

gige und flächendeckende Asylverfahrensbe-

ratung. Verbesserung von freiwilliger Rück-

kehr und konsequenter Abschiebung von voll-

ziehbar Ausreisepflichtigen. Unterscheidung 

bei Ausreisepflichtigen nach unverschuldetem 

oder zurechenbarem Ausreisehindernis, z. B. 

bei Bezug von Leistungen. 

• Fachkräfteeinwanderungsgesetz, das den stei-

genden Bedarf an Fachkräften durch Er-

werbsmigration neu und transparent regelt. 

Orientierung an volkswirtschaftlichen Erfor-

dernissen als auch an Qualifikation, Alter, 

Sprache, Nachweis eines konkreten Arbeits-

platzes und Sicherung des Lebensunterhalts. 

• Bundesweite Strategie nach Grundsatz „For-

dern und Fördern“. Fortsetzung der Pro-

gramme zur Entlastung von Ländern und Kom-

munen. Verbesserung von Qualität und Effizi-

enz Integrations- und Sprachkurse. Für lang-

jährig Geduldete Verbesserungen bei der Aus-

bildung und Arbeitsmarktintegration. 

Lebenswerte Städte, attraktive Regionen und be-

zahlbares Wohnen

• Gemeinsame Kommission „Gleichwertige Le-

bensverhältnisse“ aus Bund, Ländern und 

Kommunen. Neues gesamtdeutsches Förder-

system für strukturschwache Regionen. Über-

jährige Bündelung von Regionalfördermitteln 

für die Finanzierung von Regionalprojekten 

vor Ort. Fortführung der Entlastungen der 

Kommunen, u. a. bei Städtebau und Zuwande-

rung und Integration. 

• 1,5 Millionen neue Wohnungen und Eigen-

heime. Prüfauftrag für Freibeträge für Familien 

beim Ersterwerb von Wohneigentum ohne 

Rückwirkung beim Länderfinanzausgleich. 2 

Milliarden Euro für den sozialen Wohnungs-

bau. Förderung der energetischen Gebäudesa-

nierung. Im bezahlbaren Mietsegment steuerli-

che Anreize für freifinanzierten Wohnungs-

neubau. 

• Baukindergeld in Höhe von 1200 Euro je Kind 

pro Jahr. 

• Dämpfung Mietanstieg, u. a. durch Verlänge-

rung Bindungszeitraum des qualifizierten 

Mietspiegels. Absenkung Modernisierungsum-

lage auf 8 Prozent. Anpassung Wohngeld an 

individuelle Lebensbedingungen. Kappungs-

grenze für Erhöhung von Mieten bei Moderni-

sierungsmaßnahmen. 

• Entbürokratisierung Ehrenamt. Gründung Eh-

renamtsstiftung. Ausbau Mehrgenerationen-

häuser. Stärkung Bundes- und Jugendfreiwilli-

gendienst. 

• Sicherung als wichtige Einnahmequelle der 

Kommunen. 

Ein handlungsfähiger und starker Staat für eine 

freie Gesellschaft 

• Pakt für den Rechtsstaat mit 15 000 neuen Stel-

len für die Sicherheitsbehörden in Bund und 

Ländern und 2000 neuen Stellen in der Justiz. 

Stärkere Bekämpfung von Alltagskriminalität. 

Bessere Ausstattung für die Polizei, konse-

quente Digitalisierung, Ausweitung DNA-Ana-

lyse. Effektive und moderne Verfahren in allen 

Bereichen. Bessere und schnellere Rechts-

durchsetzung. Gleichwertige Befugnisse im In-

ternet wie außerhalb. Ausbau der Cyberab-

wehr. Verbesserte Zusammenarbeit der Behör-

den bei der Bekämpfung von Terrorismus etwa 

durch mehr Sicherheitskooperation in Europa. 

Musterpolizeigesetz für bundesweit einheitli-

che hohe Standards. Ausbau der Programme 

gegen jede Form von Extremismus. 

• Neuregelung der Opferentschädigung. Besse-

rer Schutz von Kindern im Internet. Einrich-

tung einer/s ständigen Opferbeauftragte/n – 

auch für die Angehörigen. 

• Neues Sanktionsrecht für Unternehmen. Hö-

here Geldsanktionen. Aufstockung des KfW-

Programms „Prävention zur Einbruchsiche-

rung“. 

• Einführung Musterfeststellungsklage. Einrich-

tung bundesweites Verbraucherinformations-

portal. Mehr Transparenz bei digitalen Pro-

dukten und Dienstleistungen. 

Verantwortungsvoller Umgang mit unseren Res-

sourcen 

• Bekenntnis zu den nationalen, europäischen 

und internationalen Klimazielen 2020, 2030 

und 2050. Handlungslücke beim Klimaschutz 

bis 2020 verkleinern. Gesetz zur Einhaltung 

der Klimaziele 2030. 
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• Einrichtung einer Kommission für Aktionspro-

gramm zur Erreichung des 40-Prozent-Ziels, 

zur Reduzierung der Kohleverstromung und 

zur Absicherung des notwendigen Struktur-

wandels. 

• Schutz der biologischen Vielfalt voranbringen. 

Wirksames Engagement gegen Insektenster-

ben. Initiativen für saubere Luft und den 

Schutz von Wasser, Böden und Weltmeeren u. 

a. vor Vermüllung. 

• Keine EU-Förderung für neue Atomkraft-

werke. Beendigung aller Beteiligungen staatli-

cher Fonds an AKWs im Ausland. 

Deutschlands Verantwortung für Frieden, Freiheit 

und Sicherheit in der Welt  

• Gerechte Gestaltung der Globalisierung. Nach-

haltige Entwicklungspolitik. Mehr internatio-

nale Zusammenarbeit und Bekenntnis zur Ab-

rüstung. Weitere Einschränkung von Rüs-

tungsexporten. 

• Bekenntnis zu internationalen Bündnissen 

NATO, UN und OSZE sowie zu transatlanti-

scher Partnerschaft. Mehr Mittel für Entwick-

lungszusammenarbeit, zivile Krisenpräven-

tion, humanitäre Hilfe, Verteidigung und Bun-

deswehr – zusätzlich finanzielle Mittel für 

diese Bereiche sollen im Verhältnis 1:1 priori-

tär erhöht werden. 

• Mehr Personal, beste Ausbildung und mo-

derne Ausstattung bei der Bundeswehr durch 

einen höheren Verteidigungsetat. Ausbau der 

europäischen Verteidigungsunion mit PESCO, 

europäischem Verteidigungsfonds und weite-

ren Schritten auf dem Weg zur „Armee der Eu-

ropäer“. 

• Klare Erwartung der Kriterieneinhaltung vor 

EU-Beitritt der Westbalkanstaaten. Im EU-Bei-

trittsprozess der Türkei keine Kapitel schlie-

ßen und keine neuen öffnen. Keine Visalibera-

lisierung für die Türkei, bis Voraussetzungen 

erfüllt sind. 

• Mehr Mittel für Entwicklungszusammenar-

beit. Marshallplan mit Afrika umsetzen, um 

mehr Chancen und Arbeitsplätze zu schaffen. 

Fairen Handel fördern. Investitionen in Fluch-

tursachenbekämpfung und Umsetzung von 

Rückkehrerprogrammen. Ausbau „Cash for 

Work“-Programm, das in Heimatländern gute 

Einkommen ermöglicht. 

• Konsequente Umsetzung des Nationalen Akti-

onsplans Wirtschaft und Menschenrechte. 

Einsetzung Beauftragter der Bundesregierung 

für weltweite Religionsfreiheit. 

• Eintreten für verbindliche soziale, menschen-

rechtliche und ökologische Standards in EU-

Handels-, -Investitions- und Wirtschaftspart-

nerschaftsabkommen. Globale Nachhaltig-

keitsstrategie Agenda 2030 als Richtschnur 

deutscher Politik. 

Zusammenhalt und Erneuerung – Demokratie bele-

ben 

• „Agenda für Kultur und Zukunft“ mit Län-

dern, Kommunen und Zivilgesellschaft. Neues 

Programm „Kultur in den Regionen“ für zeit-

genössische Kunst und Kultur.  

• Mehr Unterstützung für Bibliotheken und 

Stadtteilkulturzentren. Regelmäßiger freier 

Eintritt in bundesgeförderte Kultureinrichtun-

gen.  

• Kampf gegen Antisemitismus. Programm „Ju-

gend erinnert“ – Besuche von Gedenkorten 

und Workshops. Mehr Unterstützung auch für 

kleine zivilgesellschaftliche Initiativen. 

• Stärkung von Berufsgeheimnis und Auskunfts-

rechten. Stärkung der Deutschen Welle. 

• Verstetigung Filmförderung mit umfassender 

Förderung audiovisueller Inhalte. Neues „Zu-

kunftsprogramm Kino“. Einführung von Ga-

mes-Förderung auf international wettbewerbs-

fähigem Niveau. Verbesserung der sozialen 

Absicherung von Kreativen.  

Arbeitsweise der Regierung und Fraktionen 

• Regierungsbefragung reformieren, regelmäßige 

Befragung der Bundeskanzlerin, Orientie-

rungsdebatten zu den großen innen- und au-

ßenpolitischen Themen im Plenum. 

• Zur Mitte der Wahlperiode Bestandsaufnahme 

des Koalitionsvertrages und Entscheidung, 

welche neuen Vorhaben vereinbart werden 

müssen.  

Die Liste ist nur ein Teil der Vorhaben dieser Koali-

tion. Die einen Vorhaben sind dabei konkreter for-

muliert als andere. Die einen Vorhaben sind in mei-

nen Augen auch besser als andere. Sie alle aber ha-

ben gemein, dass sie den Menschen helfen, die 

Wirtschaft stärken, den Frieden wahren und die Ge-

sellschaft zusammenhalten sollen. Das ist eine Her-

kulesaufgabe, für die es eine starke Bundesregie-

rung bedarf. Darüber hinaus gibt es selbstverständ-

lich immer Gründe, weshalb etwas zu wenig, zu viel 

oder falsch gemacht wird – alles übrigens vom Auge 

des Betrachters abhängig. Ressourcen jedoch sind 

endlich und Kompromisse nicht immer ein 

Wunschkonzert – nicht für Sie, auch nicht für mich 

– man siehe nur einmal die Ressortverteilung. 

Messen Sie die Bundesregierung nicht nach den 

Worten im Koalitionsvertrag, sondern an Ihren Ta-

ten. Auch da war die letzte große Koalition schon 

besser als ihr Ruf. 
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Familiennachzug bei subsidiär Geschützten: 

Keine weitere Zuwanderung 

o wie in den Sondierungsgesprächen mit der 

SPD vereinbart, bleibt der Familiennachzug 

zu dem Personenkreis der subsidiär Schutz-

berechtigten zunächst ausgesetzt. Ab 1. August 

2018 wird der Zuzug der Kernfamilie aus humani-

tären Gründen im Umfang von maximal 1.000 Per-

sonen im Monat zugelassen. Die genauen Kriterien 

müssen in einem neuen Gesetzgebungsverfahren 

noch festgelegt werden. Für besondere Einzel-

schicksale gilt wie bisher eine Härtefallregelung. Im 

Gegenzug entfällt die Aufnahme von – wie bisher – 

monatlich 1.000 Flüchtlingen aus Griechenland 

und Italien.  

Mit dieser Regelung gibt es damit nicht mehr Zu-

wanderung nach Deutschland. Das war unser Ziel. 

Wir haben mit den Sozialdemokraten hart um diese 

Regelung zur Begrenzung der Zuwanderung gerun-

gen. Mit der Einigung wurde auch eine wichtige 

Hürde im Rahmen der Koalitionsverhandlungen ge-

nommen.  Als CDU/CSU haben wir unser Regelwerk 

zur Migration durchgesetzt. 

27. Januar 1945:

Gedenken an die Opfer des Nati-

onalsozialismus 

m 27. Januar 1945 wurde das deutsche 

Konzentrations- und Vernichtungslager 

Auschwitz-Birkenau durch die Rote Armee 

befreit. In dieser Sitzungswoche begehen wir wie je-

des Jahr diesen Gedenktag in Erinnerung an das 

Menschheitsverbrechen der Shoah, das von deut-

schem Boden ausging. Immer noch haben wir Anti-

semitismus – bestehenden und neu hinzukommen-

den – in unserem Land zu beklagen. Wir stehen an 

der Seite aller Menschen jüdischen Glaubens und 

werden nicht zulassen, dass diese heute wieder ver-

mehrt um ihre Sicherheit in Deutschland fürchten 

müssen.  

Die sehr bewegende Gedenkrede im Plenum des 

Deutschen Bundestages hielt mit Anita Lasker-

Wallfisch eine Überlebende der Konzentrationsla-

ger Auschwitz und Bergen-Belsen. Sie wurde ge-

meinsam mit ihrer Schwester Renate durch ihre Er-

klärung, die sie am 15. April 1945 inmitten von Lei-

chenbergen im Lager Bergen-Belsen abgaben, als 

"Stimmen der BBC" bekannt. Frau Lasker-Wallfisch 

ist als Cellistin Mitbegründerin des English Cham-

ber Orchestra. Im Jahr 2000 erschien ihr Buch "Ihr 

sollt die Wahrheit erben: Die Cellistin von 

Auschwitz - Erinnerungen". 

Bericht der Bundesregierung:

Jahreswirtschaftsbericht 2018 

er diesjährige Bericht der Bundesregierung 

„Wirtschaftlich gestärkt in die Zukunft“ 

prognostiziert auch für 2018 ein anhaltend 

starkes Wirtschaftswachstum. Der Aufschwung 

wird breit getragen von Binnenkonsum, Au-

ßenhandel und zuletzt auch durch einen starken 

Anstieg der Investitionen. Der Arbeitsmarkt 

befindet sich weiterhin in einem ausgezeichneten 

Zustand, die Bundesregierung rechnet mit einem 

Zuwachs von rund 500.000 Arbeitsplätzen. Auch 

die weiter sinkende Arbeitslosigkeit trägt zu der 

guten wirtschaftlichen Prognose bei. 

AfD-Ausschussvorsitze:

Lebendige Demokratie 

ereits in den wenigen Debatten im 

Deutschen Bundestag haben die 

Abgeordneten der AfD ihren Hass für alle 

offen dargelegt. Die Debattenbeiträge der 

AfD sind unter dem Gesichtspunkt des 

gegenseitigen Respekts in unserem Land 

unerträglich. 

Es bereitet mir daher grundsätzlich Sorge, dass die 

AfD ihre charakterlich schwächsten Vertreter für 

die ihnen zustehenden Ausschussvorsitze 

nominiert hat. Mit den provokanten 

Nominierungen dieser drei umstrittenen 

Abgeordneten spekuliert die AfD auf mediale 

Aufmerksamkeit. Wir dürfen dieser Provokation 

nicht noch mehr Raum geben und ihnen den 

Wunsch nach ihrer geliebten Opferrolle erfüllen. 

Wir sollten nicht versuchen die AfD durch das 

Ändern von parlamentarischen Gepflogenheiten zu 

bekämpfen, sondern durch das Stellen im 

politischen Diskurs. Sollen sie die 

Ausschussvorsitze bekommen. Die AfD ist durch 

Wahlen legitmiert. Die Sitze stehen ihnen zu.  

Nicht okay dagegen sind ihr Schüren von Hass, ihre 

Missachtung jeglichen gesellschaftlichen Anstands 

sowie ihre Empathielosigkeit. Die Vorsitze stehen 

ihnen demokratisch zu, die Macht über uns, unsere 

Werte und unsere Gesellschaft nicht. Dafür kämpfe 

ich! 

S
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Zahlen und Fakten I:

Deutlicher Rückgang der sog. 

chronischen Arbeitslosigkeit 

eit 2006 hat sich der Anteil der chronisch 

Arbeitslosen an der Gesamtzahl der 

Erwerbstätigen und Erwerbslosen in 

Deutschland halbiert und sank von mehr als 

sechs auf rund drei Prozent. Zu diesem Ergebnis 

kommt eine aktuelle Studie des Instituts für 

Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. Anders als 

der Indikator Langzeitarbeitslosigkeit 

dokumentiert die Zahl der chronisch 

Arbeitslosen auch diejenigen Personen, die zwar 

kurze Phasen der Beschäftigung durchlaufen 

oder an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 

teilnehmen, aber dennoch auf dem Arbeitsmarkt 

nicht nachhaltig Fuß fassen können. Die 

Langzeitarbeitslosigkeit umfasst demgegenüber 

lediglich Personen, die mindestens zwölf Monate 

durchgängig arbeitslos sind. Im Jahr 2015 belief 

sich die Zahl der chronisch Arbeitslosen auf 1,2 

Mio., die der Langzeitarbeitslosen auf rund eine 

Million. 2006 waren es noch jeweils 2,6 Mio. und 

1,9 Mio. (Quelle: Instituts für Arbeitsmarkt- und 

Berufsforschung) 

Zahlen und Fakten II:

Mehr Deutsche profitieren von 

Pflegeleistungen 

eit rund einem Jahr gilt der neue 

Pflegebedürftigkeitsbegriff sowie das 

damit einhergehende neue Verfahren zur 

Einstufung von pflegebedürftigen Menschen, 

durch das insbesondere Demenz- und 

psychische Erkrankungen stärkere 

Berücksichtigung finden. Wie der Medizinische 

Dienst des Spitzenverbandes Bund der 

Krankenkassen bekannt gab, stieg die Zahl der 

Versicherten 2017 im Vergleich zum Vorjahr um 

rund 304.000. Die Geschäftsführung des Vereins 

wertete dies als Nachweis eines verbesserten 

Zugangs zu den Leistungen der 

Pflegeversicherung. Die Gutachter des 

Medizinischen Dienstes begutachteten im 

vergangenen Jahr insgesamt über 1,6 Mio. 

Versicherte nach dem neuen Verfahren. 1,4 Mio. 

davon wurden in einen der fünf neuen 

Pflegegrade eingestuft. (Quelle: Medizinischer 

Dienst des GKV-Spitzenverbandes) 

Quelle: CDU Deutschlands/Dominik Butzmann
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Markus Koob vor Ort

Links: Diskussion 

mit Michael 

Egenolf, Vorsit-

zender der JU 

Limburg-Weil-

burg 

Besuch des Wehrheimer Bürgermeisters, Gregor Sommer, anlässlich der Grünen Woche in Berlin 

Oben: Abschied von 

meinem Praktikanten,    

Benedikt Franz 

Links: Besuch in Fried-

richsdorf beim Ju-

gendmigrationsdienst 

Hochtaunus 


